Mainzer Appell

Die „Extremismuserklärung“, die das BMFSFJ derzeit allen Trägern im Rahmen des Programms „Toleranz fördern – Kompetenz stärken“ und des Programms „Initiative Demokratie stärken“ abverlangt, stellt all diejenigen unter Generalverdacht, die sich täglich für praktizierte Demokratie und gegen Faschismus engagieren.

In der Auseinandersetzung mit Neo-Nazis, Antisemitismus, Rassismus und anderen Formen der Diskriminierung sind Misstrauen und Bespitzelungsaufforderungen gegenüber denjenigen, die demokratische Werte und Prinzipien vor Ort verteidigen, demokratieschädigend und kontraproduktiv. Wir fordern die Bundesfamilienministerin Kristina Schröder auf, die Absätze 2 und 3 der so genannten „Demokratieerklärung“ in den Zuwendungsbescheiden ersatzlos zu streichen.
Es bedarf nicht eines Kataloges, der die Gesellschaft in konstruierte Lager teilt und zeigt, ab wann der angebliche bürgerliche Rahmen verlassen wird. Rassismus, Sexismus, Antisemitismus, Biologismus oder Chauvinismus sind auch im Einzelnen falsch – egal  von  wem er geäußert wird. 

Wir beziehen uns auch argumentativ auf den Aufruf gegen Generalverdacht und Bekenntniszwang „Wer sich gegen Rechtsextremismus engagiert, macht sich verdächtig!“*

Wir fordern die neue Landesregierung von Rheinland-Pfalz auf, sich vehement für die Abschaffung der „Extremismuserklärung“ einzusetzen. Wenn das Bundesministerium an seinem Vorhaben festhält, müssen die zivilgesellschaftlichen Strukturen gegen Rechts aus Landesmitteln gesichert und gestärkt werden. 

Weiterhin sollte die Landesregierung mit Nachdruck auf die Kommunen und Gebietskörperschaften einwirken, Beauftragte gegen Rechts einzusetzen.

Bündnis für Vielfalt und Toleranz Rheinland-Pfalz 

Siehe: http://www.petitiononline.de/petition/wer-sich-gegen-rechtsextremismus-engagiert-macht-sich-verdaechtig-aufruf-gegen-generalverdacht-und-bekenntniszwang/160 

